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Vorblatt 


Gesetzentwurf zur Durchführung von EWG-Recht über 
den grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft sind ver- 
pflichtet, die zur Durchführung der EWG-Verordnungen Nr. 
1018/68 und 1224/68 über den grenzüberschreitenden Güterkraft- 
verkehr notwendigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu 
erlassen. 


B. Lösung 

Nach dem Gesetzentwurf sollen Verstöße gegen die erwähnten 
EWG-Verordnungen als Ordnungswidrigkeit geahndet werden. 

Das in § 23 des Güterkraftverkehrsgesetzes vorgesehene Tarif- 
ausgleichsverfahren bei Beförderungen unter Tarif soll im grenz- 
überschreitenden Güterkraftverkehr künftig nicht mehr statt- 
finden, weil es auch in anderen EWG-Mitgliedstaaten nicht vor- 
gesehen ist. 

Der Bundesminister für Verkehr soll schließlich ermächtigt wer- 
den, Rechtsverordnungen über den grenzüberschreitenden Gü- 
terkraftverkehr zu erlassen und dabei auch die Entziehung von 
Genehmigungen bei wiederholten Rechtsverstößen vorzusehen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2521 


Sachgebiet 9241 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. August 1971 

1/4 (III/4) — 97104 — Gü 9/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Durchführung internationaler Abkommen 
sowie von Verordnungen, Entscheidungen 
und Richtlinien des Rates und der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften auf dem 
Gebiet des grenzüberschreitenden Güter- 
kraftverkehrs 


mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 369. Sitzung am 9. Juli 1971 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ge- 
setzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Durchführung internationaler Abkommen sowie von Ver- 
ordnungen, Entscheidungen und Richtlinien des Rates und der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften auf dem Gebiet 
des grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Dezember 1969 (Bundes- 
gesetzbl. 1970 I S. 1), geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes vom 
4. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1613), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 6b erhält folgende Fassung: 

„§ 6 b 

(1) Bei einer Beförderung von Gütern, die zu 
einem Teil innerhalb und zu einem anderen Teil 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
durchgeführt wird (grenzüberschreitender Güter- 
kraftverkehr), gilt für ein Kraftfahrzeug, das 
nicht im Geltungsbereich dieses Gesetzes zuge- 
lassen ist, die Gemeinde als Standort, in deren 
Gebiet das Kraftfahrzeug in diesen Geltungs- 
bereich zuerst einfährt oder ihn zuletzt verläßt. 

(2) Bei einer Beförderung von Gütern, bei der 
Be- und Entladeort innerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes liegen (Binnenverkehr), 
mit einem Kraftfahrzeug, das nicht im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes zugelassen ist, gelten die 
Vorschriften über den Güternahverkehr, wenn 
ein Standort nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes bestimmt ist und die Beförderung Güter- 
nahverkehr im Sinne von § 2 ist, in allen übrigen 
Fällen die Vorschriften über den Güterfernver- 
kehr." 


2. § 23 wird wie folgt ergänzt: 

„(5) Die Absätze 1 bis 3 finden auf Beförde- 
rungen im grenzüberschreitenden Güterkraftver- 
kehr keine Anwendung. Der Bundesminister für 
Verkehr kann jedoch durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates bestimmen, 
daß die Absätze 1 bis 3 auf Beförderungen im 
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr ganz 
oder teilweise Anwendung finden, wenn das 
Recht, das an dem außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes liegenden Be- oder Ent- 


ladeort gilt, entsprechende Bestimmungen ent- 
hält." 


3. In § 28 Abs. 1 wird nach den Worten „Bundes- 
minister für Verkehr" eingefügt „oder durch das 
Übereinkommen über den Beförderungsvertrag 
im internationalen Straßengüterverkehr (CMR: 
Bundesgesetzbl. 1961 II S. 1120)". 


4. § 99 a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 Buchstabe d wird der Punkt 
durch ein Komma ersetzt. 

b) Folgende neue Nummer 4 wird angefügt: 

„4. als Inhaber einer Gemeinschaftsgenehmi- 
gung nach der Verordnung (EWG) Nr. 
1018/68 des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften vom 19. Juli 1968 über die 
Bildung eines Gemeinschaftskontingents 
für den Güterkraftverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten (Amtsblatt der Europä- 
ischen Gemeinschaften Nr. L 175 S. 13 und 
Nr. L 233 S. 6) oder als in dessen Betrieb 
tätige Person 

a) eine Gemeinschaftsgenehmigung ent- 
gegen Artikel 2 Abs. 1 der genannten 
Verordnung für gewerbliche Beförde- 
rungen im innerstaatlichen Verkehr der 
Bundesrepublik Deutschland verwen- 
det, 

b) entgegen Artikel 2 Abs. 3 der ge- 
nannten Verordnung eine Gemein- 
schaftsgenehmigung an Dritte über- 
trägt, 

c) eine Gemeinschaftsgenehmigung, die 
abgelaufen oder zurückgenommen oder 
widerrufen worden ist, benutzt, 

d) eine Gemeinschaftsgenehmigung ent- 
gegen Artikel 2 Abs. 1 der genannten 
Verordnung für Fahrten zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und einem 
Drittland benutzt, 

e) eine Gemeinschaftsgenehmigung ent- 
gegen Artikel 2 Abs. 3 Satz 4 der ge- 
nannten Verordnung nicht im Fahrzeug 
mitführt oder auf Verlangen der zu- 
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ständigen Kontrollbeamten nicht zur 
Prüfung aushändigt, 

f) das Fahrtenberichtheft entgegen Ar- 
tikel 3 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1224/68 der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften vom 9. August 
1968 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 204 S. 1) nicht im 
Fall r zeug mitführt oder auf Verlangen 
der zuständigen Kontrollbeamten nicht 
zur Prüfung aushändigt, 

g) das Fahrtenberiditheft entgegen Ar- 
tikel 3 Abs. 3 und Artikel 4 Abs. 1 
bis 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1224/ 
68 nicht, nicht richtig oder nicht voll- 
ständig ausfüllt, 

h) die Fahrtenberichte entgegen Artikel 4 
Abs. 5 der Verordnung (EWG) Nr. 
1224/68 nicht bei jedem Grenzüber- 
gang von der Eingangszollbehörde ab- 
stempeln läßt, 

i) die Fahrtenberichte entgegen Artikel 4 
Abs. 4 der Verordnung (EWG) Nr. 
1224/68 nicht oder nicht fristgemäß der 
zuständigen Behörde vorlegt." 


5. § 102 a wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherige Fassung wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Die Bundesanstalt ist ferner Verwal- 
tungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten bei 
Verstößen nach den § 98 und § 99 a im grenz- 
überschreitenden Güterkraftverkehr. " 


6. § 103 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Der einleitende Satzteil erhält folgende Fas- 
sung: 

„Der Bundesminister für Verkehr kann auf 
dem Gebiet des grenzüberschreitenden Güter- 
kraftverkehrs und des Durchgangsverkehrs 
sowie des grenzüberschreitenden kombinier- 
ten Verkehrs (,§ 3 Abs. 2) zur Ordnung dieser 
Verkehre und zur Durchführung internatio- 
naler Abkommen sowie von Verordnungen, 
Entscheidungen und Richtlinien des Rates und 
der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechts Verordnung Vorschriften erlas- 
sen, durch die für diese Verkehre \ 

b) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die Erteilung und die Entziehung der Ge- 
nehmigung abweichend von den Bestim- 
mungen dieses Gesetzes geregelt werden, 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des. Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten üb e rl ei tungsgesetzes . 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Nach Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1018/ 
68 des Rates vom 19. Juli 1968 über die Bildung 
eines Gemeinschaftskontingents für den Güter- 
kraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
L 175 vom 23. Juli 1968) und nach Artikel 5 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1224/68 der Kommission 
vom 9. August 1968 über die Festlegung der 
Muster der Gemeinschaftsgenehmigung (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 204 
vom 14. August 1968) haben die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften nach Anhörung 
der Kommission die zur Durchführung der Ver- 
ordnungen notwendigen Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften zu erlassen. Diese Vorschriften 
müssen sich u. a. auf die Ahndung von Zuwider- 
handlungen erstrecken. 

Die Kommission hat hierzu im Rahmen einer 
Empfehlung an die Mitgliedstaaten einen Kata- 
log von Tatbeständen aufgestellt, die von allen 
Mitgliedstaaten einheitlich als Zuwiderhandlun- 
gen bewertet werden sollen. Dieser Empfehlung 
wird mit dem Gesetzentwurf in der Weise Rech- 
nung getragen, daß die Sanktionsvorschriften 
des § 99 a Abs. 1 GüKG entsprechend ergänzt 
werden. 

2. Auf Grund der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 
des Rates vom 30. Juli 1968 über die Einführung 
eines Margentarifsystems- im Güterkraftverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 vom 
6, August 1968) haben die Mitgliedstaaten bila- 
terale Straßengütertarife zu vereinbaren und in 
Kraft zu setzen. 

Bei der Beratung des Gesetzes zur Durchführung 
der vorgenannten Verordnung am 25. Juni 1969 
hat der Ausschuß für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen des Deutschen Bundestages 
u. a. folgende Erklärung abgegeben (Drucksache 
V/4482) : 

„Der Ausschuß wünscht jedoch, daß die Kontroll- 
maßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland 
nicht strenger gehandhabt werden als in den an- 
deren Mitgliedstaaten. 11 

Diese Forderung wird durch die vorgesehene 
Änderung des § 23 GüKG (Tarif ausgleichsverf äh- 
ren) berücksichtigt. Die derzeitige Regelung kann 
in der Praxis nur gegenüber deutschen Unter- 
nehmern angewandt werden. Die Voraussetzun- 
gen für die Durchsetzung der Vorschrift gegen- 
über ausländischen Unternehmern (z. B. Betriebs- 
prüfungen und Prozeßverfahren) sind praktisch 
nicht gegeben. Andererseits ist davon auszuge- 
hen, daß die übrigen Mitgliedstaaten in abseh- 
barer Zeit eine dem § 23 GüKG vergleichbare 
Regelung nicht einführen werden. Zur Vermei- 


dung von Diskriminierungen deutscher Unter- 
nehmer im grenzüberschreitenden Verkehr muß 
daher die Regelung des § 23 im grenzüberschrei- 
tenden Straßengüterverkehr grundsätzlich außer 
Kraft gesetzt werden. 

Infolge des Wegfalls des Tarifausgleichsverfah- 
rens im grenzüberschreitenden Güterkraftver- 
kehr kommt der bußgeldrechtlichen Verfolgung 
von Tarifverstößen in diesem Bereich erhöhte 
Bedeutung zu. Im Interesse einer einheitlichen 
und gleichmäßigen Ahndung und Verfolgung soll 
die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr, die 
nach geltendem Recht bereits Bußgeldbehörde 
gegenüber Ausländern ist, nunmehr auch zustän- 
dig werden, soweit Tarif verstoße deutscher Un- 
ternehmer im grenzüberschreitenden Verkehr 
festgestellt werden. 

3. Außerdem enthält der Entwurf des Gesetzes 
eine Durchführungsermächtigung für weitere 
EWG- Verordnungen, Entscheidungen und Richt- 
linien und gleicht damit die Fassung des § 103 
Abs. 3 GüKG an § 57 a Abs. 2 des Personenbeför- 
derungsgesetzes in der Fassung des Änderungs- 
gesetzes vom 8. Mai 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 348) an. 

Gleichzeitig wird der Bundesminister für Verkehr 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung Bestimmun- 
gen zur Ordnung des grenzüberschreitenden 
kombinierten Verkehrs zu erlassen. Schließlich 
soll der Bundesminister für Verkehr die Möglich- 
keit erhalten, ausländische Unternehmer, die im 
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr mit der 
Bundesrepublik Deutschland wiederholt und 
schwerwiegend gegen Rechtsvorschriften versto- 
ßen haben, durch Entziehung der Genehmigung 
vorübergehend oder endgültig vom Verkehr aus- 
zuschließen. Dieses sog. Ausschlußverfahren ist 
international seit langem allgemein üblich. 

4. In diesem Zusammenhang wird durch die Ände- 
rung des § 6 b eine Klarstellung vorgenommen, 
um vor allem den unzulässigen Binnenverkehr in 
der Bundesrepublik mit Kraftfahrzeugen, die im 
Ausland zugelassen sind, als Ordnungs Widrig- 
keit ahnden zu können. 

5. Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Durchführung des Gesetzes nicht mit Mehrkosten 
belastet. 

II. Einzelbegründung 
Artikel 1 

1. Zu § 6b 

Die Änderung des § 6 b GüKG dient, soweit es sich 

um Absatz 1 handelt, der Klarstellung. Aus Satz 2 
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des bisherigen § 6 b ergaben sich in der Verwal- 
tungspraxis Schwierigkeiten hinsichtlich der Stand- 
ortbestimmung eines im Ausland zugelassenen 
Kraftfahrzeugs, wenn dieses leer in die Bundesrepu- 
blik einfuhr und mit in der Bundesrepublik aufge- 
nommenem Ladegut wieder ausfuhr, Das lag vor al- 
lem daran, daß in Satz 2 bisheriger Fassung nicht 
von einer Beförderung, sondern nur von einer 
„Fahrt" gesprochen wurde. Diese Schwierigkeiten 
werden durch die Neufassung ausgeräumt. Außer- 
dem enthält die Neufassung eine Begriffsbestim- 
mung des grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs 
in Abgrenzung zum Binnenverkehr, der in Absatz 2 
der neuen Vorschrift genannt wird. 

§ 6 b Abs. 2 bestimmt nunmehr auch für die Kraft- 
fahrzeuge, die im Ausland zugelassen sind und auf 
dem Gebiet der BRD in unzulässiger Weise Binnen- 
verkehr durchführen, den Standort und die Nahzone. 
Es wird damit eine Ahndung des unzulässigen Bin- 
nenverkehrs nach Ordnungswidrigkeitenrecht er- 
möglicht. 

2. Zu § 23 

Die Ergänzung des § 23 durch einen neuen Absatz 5 
soll eine Benachteiligung der deutschen Unterneh- 
mer gegenüber denen anderer Staaten im grenz- 
überschreitenden Güterkraftverkehr verhindern. An- 
laß und Motive der Neuregelung sind im allgemei- 
nen Teil der Begründung enthalten. Nach Satz 1 
sollen die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 über das 
Tarifausgleichsverfahren auf Beförderungen im 
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr grund- 
sätzlich keine Anwendung finden. Für den Fall, daß 
in einem anderen europäischen Staat eine den Be- 
stimmungen der Absätze 1 bis 3 des § 23 entspre- 
chende Regelung in Kraft gesetzt wiird, wird der 
Bundesminister für Verkehr ermächtigt, die Vor- 
schriften der Absätze 1 bis 3 ganz oder teilweise auf 
Beförderungen im grenzüberschreitenden Güter- 
kraftverkehr mit diesem Staat durch Rechtsverord- 
nung zur Anwendung zu bringen. 

3. Zu § 28 

Die Einfügung in § 28 Abs. 1 entspricht der in 
Europa entstandenen Rechts- und Verwaltungs- 
übung, im internationalen Güterkraftverkehr einen 
Frachtbrief mit dem im Übereinkommen über den 
Bef örderungs vertrag im internationalen Straßengü- 
terverkehr (CMR) geforderten Angaben zu verlan- 
gen. 

4. Zu § 99 a 

Die Ergänzung in § 99 a Abs. 1 durch eine neue Num- 
mer 4 hat einen Katalog von Sanktionsmaßnahmen 
zum Gegenstand, wie ihn die Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften zur Durchführung der 
EWG-Verordnungen Nr. 1018/68 und Nr. 1224/68 
betr. das EWG-Gemeinschaftskontingent für den Gü- 


terkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten emp- 
fohlen hat. Daibei wurden als Tatbestände der Zu- 
widerhandlungen nur diejenigen aufgenommen, die 
nicht schon durch die derzeitigen Bußgeldvorschrif- 
ten der GüKG erfaßt sind. 


5. Zu § 102 a 

Durch die Ergänzung des § 102 a um einen neuen 
Absatz 2 wird für die Bundesanstalt für den Güter- 
fernverkehr die Zuständigkeit zur Verfolgung und 
Ahndung von Tarifverstößen deutscher Unterneh- 
mer im grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr 
begründet. 

Die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr ist be- 
reits nach dem bisherigen § 102 a Bußgeldbehörde 
bei Ordnungswidrigkeiten ausländischer Unterneh- 
mer. 

Die Ausdehnung der Zuständigkeit der Bundes- 
anstalt soll eine einheitliche und gleichmäßige Ver- 
folgung und Ahndung von Tarifverstößen im grenz- 
überschreitenden Güterkraftverkehr inländischer 
wie ausländischer Unternehmer gewährleisten. Die- 
ser Zielsetzung kommt im Zusammenhang mit der 
Einführung bilateraler Straßengütertarife im Bereich 
der Europäischen Gemeinschaften und in Anbetracht 
des Wegfalls von Tarif ausgleichsverfahren im 
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr erhöhte 
Bedeutung zu. 

6. Zu § 103 

Die Ermächtigung in § 103 Abs. 3 wird in dreifacher 
Weise erweitert. Der Anwendungsbereich wird aus- 
gedehnt auf 

a) die Regelung des grenzüberschreitenden kombi- 
nierten Verkehrs, 

b) die Durchführung von Verordnung, Entscheidun- 
gen und Richtlinien des Rates und der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften entspre- 
chend der Regelung in § 57 a Abs. 2 PBefG in der 
Fassung des Änderungsgesetzes vom 8. Mai 
1969, 

c) die Entziehung der Genehmigung im grenzüber- 
schreitenden Verkehr. 

Die oben unter c) genannte Neuregelung soll dazu 
dienen, ausländische Unternehmer im grenzüber- 
schreitenden Verkehr, die wiederholt und schwer- 
wiegend gegen Rechtsvorschriften verstoßen haben, 
durch Entziehung der Genehmigung vorübergehend 
oder auch auf Dauer vom grenzüberschreitenden 
Verkehr mit der Bundesrepublik Deutschland aus- 
schließen zu können. Dieses sogenannte Denkzettel- 
verfahren hat sich international eingespielt und 
bewährt. 

Artikel 2 enthält die übliche Berlin-Klausel, 

Artikel 3 enthält die übliche Bestimmung über 
das Inkrafttreten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Eingangsworte 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder und mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der qualifizierten Mehrheit 
des Bundestages, weil die Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr einen eigenen Unterbau be- 
sitzt und daher die Übertragung neuer Auf- 
gaben (Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe b) nur unter den 
Voraussetzungen des Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 
GG zulässig ist. Die Eingangsworte sind entspre- 
chend dieser Vorschrift zu fassen. 


2. Artikel 1 Nr. 4 (§ 99 a Abs. 1 Nr. 4) 

In § 99 a Abs. 1 Nr. 4 sind in Buchstaben e und f 
jeweils die Worte „nicht zur Prüfung ausgehän- 
digt " durch die Worte „nicht vorzeigt" zu er- 
setzen. 


B e g r ü ndung 

Anpassung an den Wortlaut der einschlägigen 
EWG-V erordnungen. 

3. Artikel 1 Nr. 6 (§ 103 Abs. 3) 

Soweit durch die Neufassung des § 103 Abs. 3 
Nr. 2 GüKG auch die Erteilung und Entziehung 
der Genehmigung abweichend von den Bestim- 
mungen des Gesetzes geregelt werden kann, 
wird die Bundesregierung gebeten, im Laufe des 
weiteren Gesetzgebungsverfahrens auf eine wei- 
tere Konkretisierung hinzuwirken, zumal es sich 
um eine Ermächtigung zum Erlaß einer gesetzes- 
ändernden Verordnung handelt. 

4. Die Bundesregierung wird gebeten, sich dafür 
einzusetzen, daß gemäß Artikel 12 Ziffer 1 Ab- 
satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 vom 
30. Juli 1968 baldmöglichst auf EWG-Ebene Vor- 
schriften erlassen werden, die die Organisation, 
das Verfahren und die Mittel für die Überwa- 
chung sowie die Ahndung von Zuwiderhandlun- 
gen regeln. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu 1 . 

Dem Änderungsvorschlag wird widersprochen. 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß es 
sich bei den Außenstellen der Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr nicht um Mittel- oder Unterbe- 
hörden im Sinne des Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 GG 
handelt. 


Zu 2. und 3. 

Die Bundesregierung stimmt grundsätzlich der Auf- 
fassung des Bundesrates zu; sie wird im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens eine entspre- 


chend formulierte Neufassung für die Vorschriften 
des Artikels 1 Nr. 4 und Nr. 6 des Gesetzentwurfs 
vorlegen. 

Zu 4. 

Die Bundesregierung wird sich entsprechend der 
Entschließung des Bundesrates weiterhin dafür ein- 
setzen, daß baldmöglichst im Rahmen der EWG 
möglichst einheitliche Vorschriften zur Überwachung 
des Margentarifsystems gemäß Artikel 12 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1174/68 vom 30. Juli 1968 (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194/1) 
erlassen werden, die Organisation, das Verfahren 
und die Mittel für die Überwachung sowie die Ahn- 
dung von Zuwiderhandlugnen regeln. 
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